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TOP 11 
 
Beschlussfassung über eine Ergänzung der Satzung in § 18 
(Teilnahme an der Hauptversammlung) 
 

Der durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und Änderung 

weiterer Vorschriften vom 20. Juli 2022 (Bundesgesetzblatt vom 26. Juli 2022, Seite 1166 ff) neu eingeführte § 

118a AktG ermöglicht es, in der Satzung vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (sogenannte virtuelle 

Hauptversammlung). Die Satzung kann den Vorstand auch ermächtigen, die Abhaltung einer virtuellen 

Hauptversammlung vorzusehen. Eine entsprechende Satzungsregelung muss zeitlich befristet werden, wobei die 

maximale Frist fünf Jahre ab Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung in das Handelsregister der 

Gesellschaft beträgt.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Ansicht, dass sich das virtuelle Hauptversammlungsformat als solches in den 

vergangenen zwei Jahren bewährt hat und die Möglichkeit, Hauptversammlungen auch künftig virtuell abzuhalten, 

beibehalten werden soll. Dies gilt insbesondere auch für den Fall anhaltender pandemischer oder endemischer 

Sonderlagen, um eine Hauptversammlung rechtssicher und unter Einhaltung des Gesundheitsschutzes der 

Mitarbeitenden sowie der Aktionärinnen und Aktionäre durchführen zu können. 

Weiterhin kann für die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung sprechen, dass diese 

Form der Hauptversammlung im Ergebnis nachhaltiger ist, als eine Hauptversammlung in Präsenz.  

Schließlich bietet die virtuelle Hauptversammlung ausländischen oder auch deutschen Aktionärinnen und 

Aktionären, die weiter entfernt vom Sitz der Gesellschaft ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, eine einfache 

Möglichkeit, an einer Hauptversammlung teilzunehmen. 

 

Die virtuelle Hauptversammlung in dem durch die entsprechenden Neuregelungen im Aktiengesetz vorgesehenen 

Format wahrt dabei in angemessener Weise die Rechte der Aktionäre und sieht insbesondere in Annäherung an 

die herkömmliche Präsenz-Hauptversammlung die direkte Interaktion zwischen den Aktionärinnen und Aktionären 

einerseits und der Verwaltung andererseits während der Versammlung über Videokommunikation und 

elektronische Kommunikationswege vor. Die Möglichkeit der direkten Kommunikation in der virtuellen 

Hauptversammlung wird zudem ausdrücklich als präferiertes Format angesehen, um Fragen der Aktionärinnen und 

Aktionäre zu beantworten.  

 

Allerdings kann es Hauptversammlungen mit Tagesordnungspunkten geben, bei denen eine Interaktion unter 

persönlicher Anwesenheit der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten zweckmäßiger ist als die virtuelle Interaktion. 

Daher erscheint es sinnvoll, die Abhaltung als virtuelle Hauptversammlung nicht unmittelbar durch 

Satzungsregelung anzuordnen, sondern den Vorstand zu ermächtigen, im Vorfeld jeder Hauptversammlung zu 

entscheiden, ob die Versammlung als virtuelle oder als Präsenzversammlung stattfinden soll.  

 

Im Fall der virtuellen Hauptversammlung soll den Aufsichtsratsmitgliedern gestattet werden, im Wege der Bild- und 

Tonübertragung an der Hauptversammlung teilzunehmen. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 18 Absatz (5) der Satzung (Teilnahme an der Hauptversammlung) 

durch die neu einzufügenden Sätze 2 und 3 wie folgt zu ergänzen:  

 

„Diese Regelung zur virtuellen Hauptversammlung und die Ermächtigung des Vorstands, über die 

Hauptversammlungsdurchführung als virtuelle Hauptversammlung zu entscheiden, ist bis zum Ablauf des 31. März 

2025 begrenzt. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme an der 

Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet.“ 


